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Einführung 
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Bis zur politischen Wende im Herbst 1989 wurden in der DDR das 
Bildungswesen und speziell die - Margot Honecker als Minister für 
Volksbildung unterstellte - allgemeinbildende Schule offiziell als beson­
ders erfolgreich und zugleich vorbildlich für das gesamte Deutschland 
ausgegeben. Seither kam diese Einschätzung in mehreren Etappen 
schrittweise immer mehr ins Wanken; Während Ministerpräsident de 
Maiziere in seiner Regierungserklärung vom 19. April 1990 vom "kata­
strophalen Erbe der SED-Herrschaft im Bildungswesen" gesprochen 
hatte (Gesamtdeutsches Institut, Dokumentation, S. 89), geht sein Bil­
dungsminister Meyer davon aus, daß "spezifische" Eigenheiten des 
Bildungswesens in der DDR weiterbestehen sollten (Frankfurter Rund­
schau, 15. Mai 1990, S.21). Wie kam es zu diesem Widerspruch? 
Angesichts der Auswanderungswelle besonders junger Leute, die die 
DDR verlassen hatten, war es die künstlerische Intelligenz, die in der 
friedlichen Revolution im Oktober/November 1989 erstmals seit Jahr­
zehnten in der Öffentlichkeit scharfe Kritik am erzieherischen Versagen 
der Schule geübt hatte. Die ersten Wochen der Regierung Modrow wa­
ren folglich von Sofortmaßnahmen im Bereich der ideologischen Erzie­
hung (Veränderungen bei Staatsbürgerkunde und Geschichtsunterricht, 
Abschaffung der Wehrerziehung) gekennzeichnet. Zahlreiche verant -
wortliche Personen aus der Bildungsverwaltung, Schuldirektoren, aber 
auch Lehrer quittierten ihren Dienst. Weil eine neue, demokratisch legi­
timierte staatliche Autorität fehlte, entstanden im gegebenen Macht­
vakuum rechtsfreie Räume, die teilweise vor Ort durch basisdemokrati­
sche Reforminitiativen im Sinne einer pädagogischen Erneuerung der 
Schule ausgefüllt wurden. Einige ministerielle Sofortmaßnahmen, wie der 
Übergang zur Fünftagewoche, wurden durch Druck der Beteiligten, d.h. 
der Lehrer, Eltern und Schüler "von unten" erzwungen. 
4 BEITRifGE ZBV 1/90 
Kennzeichnend für diese Phase war das Muster des "Runden Tisches", 
der im Bildungsbereich Vorbild für zahlreiche Basisgruppen, aber auch 
für die vom neuen Bildungsminister eingesetzten Arbeitsgruppen war, die 
Vorschläge zu einzelnen Problemkomplexen von der Schulstruktur bis 
zur Lehrerbildung ausarbeiteten. Vorherrschend bei diesen Initiativen 
war die Absicht, unter Hinzuziehung eines pluralistischen Spektrums von 
Fachleuten und verdienten Einzelpersönlichkeiten (z.B. aus den Kirchen) 
einen gesellschaftlichen Konsens zu finden, der einem neu zu schaffenden 
Bildungsgesetz vorausgehen sowie in eine Verfassungsreform eingehen 
sollte. Tatsächlich wurde in vielen Punkten Übereinstimmung erzielt, wo­
bei besonders das Festhalten an einer zehnjährigen Regelschule und 
12jährigen Schulzeit bis zum Abitur Erwähnung verdient - allerdings in 
viel stärkerem Maße mit Elementen der Differenzierung als in der 
Vergangenheit verbunden. (Vgl. auch Schmidt, Forum E, 1990, 2.) Diese 
Phase wurde mit einer letzten Stellungnahme des "Zentralen Runden 
Tisches" vor der Volkskammerwahl im März beendet (vgl. Ad hoc, 1990, 
5, SB 1/90), als noch einmal versucht wurde, mit Blick auf die sich 
abzeichnende rasche deutsche Einigung "Bewahrenswertes", wie etwa das 
verfassungsmäßig garantierte Recht auf lebenslange Bildung, aber auch 
konkrete Forderungen wie den Erhalt der subventionierten Schulspeisung 
und nachmittäglichen Betreuung von Schülern, die Sicherung des poly­
technischen Unterrichts und des Besitzstandes des Jugendverbandes fest­
zuschreiben. 
Eine dritte, noch andauernde Phase wurde mit der Volkskammerwahl 
vom März 1990 eingeleitet, die die Entscheidung der Regierung de 
Maiziere mit sich brachte, einen Beitritt zur Bundesrepublik Deutschland 
nach Artikel 23 des Grundgesetzes anzustreben und die Länderstruktur 
der DDR wiederherzustellen. Mit dieser Weichenstellung wurden Ab­
sichten der Ausarbeitung einer neuen Verfassung und eines neuen Bil­
dungsgesetzes vorerst zurückgedrängt. Zugleich begann mit dem Entste­
hen einer sehr differenzierten politischen Landkarte in der DDR auch die 
Perspektive Raum zu greifen, anstelle der bisherigen einheitlichen mit 
einer nach Ländern regional differenzierten Schulpolitik rechnen zu müs­
sen, die in Spannung zu dem bisherigen Bestreben nach einem allgemei­
nen Konsens unterschiedlicher gesellschaftlicher Kräfte in Bildungsfragen 
stehen könnte. Diese Phase ist auch von zunehmender Aktivität mehre­
rer, nach westdeutschem Muster geschaffener Lehrerverbände sowie 
neugegründeter regionaler Gewerkschaftsverbände gekennzeichnet. 
Formen des deutsch-deutschen Kennenlernens an der "Basis", z.B. durch 
Schulpartnerschaften, wurden ausgedehnt. Ein erstes Zusammentreffen 
des neuen Bildungsministers der DDR, Hans Joachim Meyer mit 
Bundesbildungsminister Moellemann und der KMK führte zur Gründung 
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einer gemeinsamen Bildungskommission beider deutscher Staaten im 
Mai 1990, die das Ziel verfolgt, die Zusammenführung beider Bildungs­
systeme vorzubereiten. Die Zusammenarbeit auf Länderebene ist am 
weitesten fortgeschritten in Berlin, wo es einen gemeinsamen Bildungsrat 
beider Teile der Stadt gibt; aber auch eine hessisch-thüringische Schul­
konferenz unter Einbeziehung von Fachleuten der Bildungsverwaltung 
hat inzwischen stattgefunden. 
Zu den Bedingungen, die seitens der DDR unter· der Zielsetzung 
einer Zusammenarbeit eingebracht werden, gehören neben den beschrie­
benen neuen Entwicklungen auch die vierzigjährigen Traditionen eines 
zentral gesteuerten Bildungssystems, die die Rechtsordnung, die Ver­
waltung, die Arbeit der Bildungsinstitutionen, aber auch die Vorstellungs­
welt der Beteiligten tief geprägt haben. Auch muß berücksichtigt werden, 
daß in dieser Situation manchmal allzu eilig und extrem nach Neuem ge­
strebt und zu wenig darauf geachtet werden dürfte, an "Bewährtem" 
festzuhalten. Zur Zeit erkennbare Spannungsbereiche sollen im Folgen­
den näher beleuchtet werden, wobei die Frage im Hintergrund steht, ob 
das Bildungswesen und besonders die Schule. der DDR im geeinten 
Deutschland noch über längere Zeit ein eigenes Profil besitzen wird. 
Kernpunkte bildungs- und schulpQlitischer Veränderung in der DDR 
Kennzeichnend für das "einheitliche sozialistische Bildungssystem" der 
DDR waren in der Vergangenheit die Prinzipien der zentralen Lenkung 
und Steuerung: Neben der staatlichen Trägerschaft (die die WeltIichkeit 
des Bildungswesens einschloß), kamen diese Prinzipien in einer hierar­
chischen Verwaltungsstruktur, großer Einheitlichkeit von Aufbau und In­
halten der einzelnen Bereiche des Bildungswesens, in der Ausgestaltung 
der Mitwirkung von Schulleitern, Lehrern, Eltern und Schülern, aber 
auch in der rigorosen staatlichen Bildungsplanung sowie der - übrigens 
relativ großzügigen - Finanzierung des Bildungswesens zum Ausdruck. 
Die in der DDR resultierende Reglementierung, die im Nachhinein als 
"zentraler Dirigismus" bezeichnet worden ist, war im Vergleich zu den 
anderen realsozialistischen Staaten besonders extrem und mit großer 
Uniformität der Abläufe bis in die einzelnen Schulen und Bildungsstätten 
verbunden. 
Nach der "Wende" mit der Kennzeichnung "Stalinisierung" belegt 
wurden die beschriebenen Erscheinungen, weil übereinstimmend mit der 
Verfassung der DDR in der politischen Wirklichkeit der Sozialistischen 
Einheitspartei mit ihren Beschlüssen gegenüber Gesetzen und anderen 
rechtlichen Regelungen ein Primat zukam. Dabei besaß die SED auch 
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das Monopol, die Öffentlichkeit zu kontrollieren, wozu ihr ein ausgefeil­
tes System von Sanktionen zur Verfügung stand. 
Da in der Vergangenheit Mitarbeiter des Volksbildungsministeriums 
und der Schulverwaltung sowie Schuldirektoren ausnahmslos (und Lehrer 
mehrheitlich) der SED oder aber einer der ihr nahestehenden Blockpar­
teien angehörten, waren die Voraussetzungen für einen Neuanfang mit 
unbelasteten Fachleuten für das neue Ministerium ungünstig, das sich 
einer in diesem Punkt äußerst kritischen Elternschaft gegenübersah. 
Durch rigorose Maßnahmen hätte auch das persönliche Schicksal von 
fachlich ausgewiesenen und moralisch integren Persönlichkeiten zur De­
batte gestanden. Der amtierende Minister, der Professor der Humboldt­
Universität für Anglistik ist, sprach von der Gefahr einer "Demo­
ralisierung der ostdeutschen Intelligenz insgesamt" (Tagesspiegel, 20. Juni 
1990, S.U) und war bei der Auswechslung von Personal besonders um 
die Gewährleistung von Rechtssicherheit bemüht. 
Die Ansätze, die neuen Gestaltungsspielräume auszufüllen, sind je 
nach dem zugrundeliegenden politischen Zusammenhang sehr unter­
schiedlich weit gediehen. Brisant erscheint der Aspekt der Finanzierung; 
mit Beginn der Wirtschafts- und Währungsunion am 1. Juli 1990 ist ein 
Zwang zu raschen Neuregelungen eingetreten, wobei nur die Schulferien 
einen gewissen Aufschub ermöglichen. So sind im Bereich der 
allgemeinbildenden Schule die bisherigen stark subventionierten Sätze für 
das Schulessen und die kostenlose Nachmittags-, Freizeit- und Ferien­
betreuung für die Mehrzahl der Schüler kaum mehr zu gewährleisten, 
aber auch die niedrigen Lehrergehälter (und damit die relativ gute Leh­
rerversorgung) stehen zur Debatte. Wegen der schwierigen wirtschaftli­
chen Situation vieler Betriebe sind die von ihnen getragenen Kinderkrip­
pen und Betriebskindergärten sowie die Durchführung des polytechni­
schen Unterrichts in ihrem Fortbestehen gefährdet, sämtlich Bereiche, 
für deren Erhalt sich auch das Bildungsministerium engagiert hat. 
Mit großer sozialer Verunsicherung verbunden ist schließlich auch der 
Abbau der Bildungsplanung. Schul- und Berufslaufbahn wurden bislang 
vom gesellschaftlichen Bedarf und den verfügbaren Ausbildungs- und 
Arbeitsplätzen, von den Leistungen und dem politischen Wohlverhalten 
des einzelnen Bewerbers abhängig gemacht; jedem Absolventen der ver­
schiedenen Bereiche der beruflichen Qualifizierung, wozu in der DDR 
auch die Hochschulbildung zählte, war nach Ausbildungsabschluß ein 
Arbeitsplatz garantiert. Einspruchsmöglichkeiten für Eltern bzw. die be­
troffenen jungen Leute selbst waren wenig entwickelt und insbesondere 
in Fällen ausgeschlossen, in denen die Beurteilung der politischen Gesin­
nung ausschlaggebend für die Ablehnung eines Bewerbers gewesen war. 
Als Gegenreaktion auf diese konfliktreiche Situation zeichnet sich ein 
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weitgehender Rückzug des Staates aus der Bildungs- und Berufsweg­
lenkung zugunsten des Elternwillens und der Eigeninitiative der jungen 
Erwachsenen ab. Die persönliche Entscheidung wird jedoch in einer 
Situation freigestellt, in der eine Abschätzung von Berufsperspektiven 
durch die wirtschaftliche Umbruchsituation in vielen Bereichen illuso­
risch ist und Arbeits- und Ausbildungsplätze knapp sind. Während auf die 
alten Beratungsinstitutionen nicht mehr zurückgegriffen werden kann, 
stecken die nach dem Vorbild der Bundesrepublik arbeitenden neuen 
noch in den Kinderschuhen. Als bemerkenswertes Nebenergebnis der 
Gesamtentwicklung verdient Erwähnung, daß neu zu besetzende Lehrer­
stellen erstmals seit den 20er Jahren wieder ausgeschrieben werden. 
Kaum überschaubar ist für Eltern auch die Frage der zur Wahl ste­
henden weiterführenden Schulen. Für den Beginn des neuen Schuljahres 
am 1. September 1990 steht bereits seit dem Winter fest, daß zusätzlich 
zum bisherigen Übergang in die Erweiterte Oberschule, die nach Ab­
schluß der obligatorischen 10klassigen Einheitsschule in zwei Jahren zum 
Abitur führte, ab Klasse 9 Leistungsklassen eröffnet werden. Politisch 
umstritten werden die Bemühungen der ersten Stunde an einzelnen 
Schulen sein, sich von der "Basis" her als Gesamtschulen nach bundes­
deutschem Vorbild oder aber als Spezialschulen mit erweitertem Fremd­
sprachenunterricht (ab Klasse 3!) neu Zu begründen; der letzgenannte 
Schultyp - bislang dem Russischunterricht vorbehalten - galt in der DDR 
schon vor der "Wende" unter der Hand als "elitär". 
Gerade durch solche "Initiativen von unten" ist das neue Bildungs­
ministerium besonders gefordert, will es doch auch eine Koordinierung 
der Arbeit der öffentlichen Schulen gewährleisten. Die Verwaltung der 
Vergangenheit, die den Schulrat auf Stadtbezirks-, Stadt-, Kreis- und Be­
zirksebene gekannt hatte, war hierarchisch gegliedert gewesen. Neben 
der Schulinspektion hatten den Schulräten mit den Pädagogischen Kreis­
kabinetten (PKK) und den Bezirkskabinetten für Unterricht und Weiter­
bildung (BUW) auch Institutionen unterstanden, die weniger der Anlei­
tung, Aufsicht und Kontrolle als vielmehr der fachlichen Beratung der 
Schuldirektoren und Lehrer dienten. In der Praxis hatten sich Kontrolle 
und Beratung hierbei nicht selten konflikthaft vermischt; dennoch wird 
die Tätigkeit der sog. Fachberater auch heute in der DDR bei Fachleuten 
noch durchaus positiv gewertet. 
Die Schuldirektoren hatten die Funktion von Einzelleitern, nachdem 
eine kollegiale Schulleitung sich in der DDR nicht hatte erhalten können; 
die Vollversammlung der Lehrer und Erzieher, der Pädagogische Rat, 
diente primär der Festlegung des Pägagogenkollektivs der Schulen auf 
aktuelle bildungspolitische Leitlinien und hatte ansonsten nur beratende 
Funktion. Der Elternbeirat sollte über die einzelnen Klassenelternaktivs 
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im Sinne der Schule auf die Elternschaft insgesamt, aber. bei Bedarf auch 
auf einzelne Familien "erzieherisch" einwirken, Der Handlungsspielraum 
des einzelnen Lehrers in diesem Spannungsfeld war gering, Die Lehr­
pläne, die "Gesetzescharakter" besaßen, schrieben ihm die Unterrichtsin­
halte minutiös über das ganze Jahr verteilt vor, und erst in den letzten 
Jahren kamen in der Wissenschaft Forderungen auf, Lehrern einen 
individuellen Unterrichtsstil zuzugestehen; dem stand freilich eine ver­
schulte Lehrerbildung entgegen. Lehrerstudenten erlernten eine Art der 
Unterrichtserteilung, die nach dem Muster eines kurzschrittigen vom 
Lehrer frontal geführten Frage- und Antwort-Ablaufs erfolgte. Mit der 
postulierten Verantwortlichkeit der Lehrer für die Unterrichtsergebnisse 
bei den Schülern war auch eine Zensureninflation verbunden, von der 
Lehrer jetzt in individuell sehr unterschiedlicher Weise abrücken, und die 
bei der Anerkennung des DDR-Abiturs in der Bundesrepublik eine Rolle 
spielte. 
Erste Schritte zur Schaffung eines neuen juristischen Instrumenta­
riums zeichnen sich derzeit ab; so wurde eine Verordnung über die Bil­
dung vorläufiger Schulaufsichtsbehörden sowie eine Verordnung über 
Mitwirkungsgremien und Leitungsstrukturen im Schulwesen erlassen 
(Gesetzblatt der DDR, T.1, vom 19.6.1990, S. 294ff., DLZ, 1990, Nr. 23, 
S. 5). Ein "Ver(assungsgesetz über Schulen in freier Trägerschaft" 
(Frankfurter Rundschau 26.7.1990, S. 4) wurde soeben verabschiedet. 
Welche Weichenstellungen in bezug auf einen möglicherweise auch künf­
tig wirksamen öffentlichen Konsens zeichnen sich mit diesen Regelungen 
ab? 
Die Dokumente belegen, daß der bis zur Gründung der Länder 
amtierende Minister beabsichtigt, einen Komprorniß von Einheit und 
Vielfalt bei der Gestaltung der Schulen ("notwendiges Minimum an Ein­
heitlichkeit"; DLZ, 1990, 23, S. 5) sowie eine "Balance zwischen neuer ob­
rigkeitsstaatlicher Befugnis und neuer demokratischer Mitbestimmung 
von unten" zu finden (Ad hoc, 10/11, 1990, S. 2); dabei sollen erstmals in 
der DDR Schulen in freier Trägerschaft anerkannt werden, die auch 
einen Anspruch auf öffentliche Finanzhilfe haben. Im einzelnen bleibt das 
Ministerium bis zur Ländergründung oberste Schulaufsichtsbehörde, ko­
ordiniert und kontrolliert die Unterrichts- und Erziehungsarbeit, ist aber 
auch gehalten, die "Verantwortung der Einrichtungen und Pädagogen für 
die Bildung und Erziehung" vor Ort zu fördern (DLZ, 1990, 23, S.5). Daß 
die bisherige enge Verbindung von Aufsicht und Beratung fortbestehen 
soll, deutet sich darin an, daß die Beratung der unterstellten Leiter und 
Pädagogen als Aufgabe der Schulaufsicht genannt wird (ebd.). Im Gegen­
satz zur Vergangenheit ist der artikulierte Beratungsbedarf besonders der 
Lehrerschaft groß, die die bislang kaum gekannten Freiräume zu selb-
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ständiger pädagogischer Gestaltung ihres Unterrichts als Verunsicherung, 
aber auch als Chance erlebt. Geht man das Konzept durch, das der Ver­
ordnung über die Mitwirkungsgremien zugrundeliegt, so fallen besonders 
folgende Speziftka auf: Es gibt nun mit der Schulkonferenz, der Lehrer­
konferenz, der Fachkonferenz, der Klassenkonferenz und der Elternver­
tretung eine Mehrzahl von Gremien, die Informations-, Anhörungs-, 
Beratungs- und Vorschlagsrechte besitzen; die Schulkonferenz, in der 
Lehrer, Eltern und Schüler im Verhältnis 2: 1: 1 vertreten sind, kann 
Vorschläge auch zur Veränderung der bisherigen Schulform unter­
breiten, wobei das letzte Wort jedoch beim Schulrat liegt. Ansätze 
basisdemokratischer Konzepte sind auch eingegangen, wenn z.B. in die 
Kreis- und Landesschulbeiräte, die den jeweiligen Schulrat beraten, inter­
essierte Vertreter der Öffentlichkeit (etwa aus den Lehrergewerkschaften 
oder Kirchen) gewählt werden sollen und auch der Vorsitzende dieser 
Gremien ein dem Schulwesen gegenüber "Externer" sein soll. (Gesetz­
blatt, S. 296). 
Für die vieldiskutierte Frage der Besetzung von Schuldirektoren­
steIlen zeichnet sich ab, daß neben einer Ausschreibung freier Stellen ein 
Vorschlagsrecht der Pädagogen- und Schulkonferenz, nicht aber ein 
Wahlrecht dieser Gremien (wie in der Sowjetunion) praktiziert wird 
(DLZ 23, 1990, S.10): Die endgültige Entscheidung liegt vielmehr bei den 
Schulräten, die nach den Kommunalwahlen vom Mai 1990 mehrheitlich 
vom Bildungsminister in Abstimmung mit den Städten, Kreisen und Be­
zirken bereits neu ernannt worden sind; eine Wiederernennung auch der 
alten Schuldirektoren ist nicht ausgeschlossen, soweit sie ein Vertrauen 
ihrer Schulen auch über die "Wende" hinaus bewahrt haben. 
Politischen Zündstoff wird möglicherweise auch noch die Gründung 
von Schulen in freier Trägerschaft mit sich bringen; neben der staatlichen 
Anerkennung bisheriger privat fmanzierter kirchlicher Schulen kommen 
Waldorfschulen, aber auch Alternativschulen infrage, die angesichts vier­
zigjähriger staatlicher Einheitsschultradition nicht wenigen Eltern als ein­
ziger Ausweg erscheinen, ihren Kindern den Besuch einer im pädagogi­
schen Sinne tiefgreifend erneuerten Schule zu gewährleisten. In diesem 
Punkt betreibt das Ministerium eine eher vorsichtige Politik, zumal die 
ftnanziellen Probleme von Schulgründungen seit der Wende in der DDR 
nur in Einzelfällen gelöst sind. 
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Schlußbemerkung 
Die gegenwärtige schulpolitische Situation in der DDR ist dadurch 
gekennzeichnet, daß es in den Kernfragen eine Spannung zwischen der 
Elternschaft und den professionellen Pädagogen gibt. Die Elternschaft 
drängt großenteils auf eine möglichst rasche personelle, strukturelle und 
inhaltliche Erneuerung der Schule; insbesondere möchten Eltern wissen, 
wie die Schulen aussehen, denen sie ihre Kinder im Schuljahr 1990/91 
anvertrauen, nachdem sie erstmals seit Jahrzehnten Gelegenheit zur 
freien Schulwahl haben. Dabei ist eine Bereitschaft absehbar, für die Er­
haltung der sozialpolitischen Leistungen der Schule der Vergangenheit 
noch immer öffentlich zu demonstrieren, wie es bereits im Januar zugun­
sten des Erhalts von Schulessen und Schulhort geschehen war. 
Die reform freudigen Schuldirektoren und Lehrer hingegen, die seit 
einem guten halben Jahr aus der provinziellen Abgeschiedenheit der 
Pädagogik und Schule der DDR entlassen sind, wünschen sich längere 
Zeiträume, um im Disput mit Eltern und Kollegen Neuerungen auspro­
bieren und eigene Erfahrungen sammeln zu können, ehe sie "von oben" 
auf endgültige Lösungen festgelegt werden. Der Bereitschaft Zur kritik­
losen Übernalune von Bildungsstrukturen der Bundesrepublik bei einigen 
Pädagogen steht hierbei ein selbstbewußtes Eintreten für "Bewährtes" in 
der Unterrichts- und Erziehungsarbeit der Schule der DDR bei anderen 
entgegen. Das Ministerium, das sich um eine ausgewogene Politik im 
Sinne des Aufgreifens jener Vorstellungen bemühte, über die im Winter 
und Frühjahr bereits weitgehender Konsens geherrscht hatte, steht vor 
der Aufgabe, die Voraussetzungen für die Verlagerung seiner Zuständig­
keiten im schulischen Bereich zu den neu zu gründenden Ländern zu 
schaffen; es wird nach den Landtagswahlen im Herbst keine Kompeten­
zen für die Schulpolitik mehr haben, sodaß auf dieses einigende Band 
zwischen den neu begründeten Ländern nicht mehr zu hoffen sein wird. 
üb solche bemerkenswerten basisdemokratischen Elemente wie die 
Entscheidungen einzelner Schulen über die Form ihrer Fortexistenz (z.B. 
als Gesamtschulen, Spezialschulen bzw. Gymnasien) oder auch die Aus­
gestaltung der schulischen Mitwirkungsgremien nach den Landtagswah­
len in allen Ländern mit demselben Nachdruck wie bisher Unterstützung 
fmden werden, ist noch nicht abzusehen. In diesem Zusammenhang ist es 
auch fraglich, ob die Lehrer und insbesondere die Eltern in der DDR 
hierfür noch einmal auf die Straße gehen werden, zumal die ökonomi- , 
sehen und sozialpolitischen Probleme in den Schulen und deren Umfeld 
noch für längere Zeit gravierend sein werden. 
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Anhang 1 
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Erläuterung: Auf ein bisher dichtes Netz von Kinderkrippen und Kindergärten (von 
Kommunen, aber auch Betrieben getragen) baute die zelinklassi$e allgemeinbildende 
polyteChnische Oberschule als staatliche Regelschule auf, die bei emheitlichen Bildungs­
zieren und Lehrplänen von ca. &5% der Schüler des entsprechenden Altersjahrgangs abge­
schlossen wurde. Während der ideologische Bekenntnischarakter der Schule und die 
Wehrerziehung rasch beseitigt wurden, soll der in Zusammenarbeit von Schulen und Be­
trieben erteilte polytechnische Unterricht auch unter den gegenwärtig schwierigen ökono­
mischen Bedingungen nach Möglichkeit erhalten bleiben. Der Besuch der zweijährigen 
Erweiterten Oberschule soll durch sog. Leistungsklassen mindestens ab Klasse 9 vorberei­
tet werden; die dreijährigen Abiturklassen in den Einrichtungen der Berufsbildung sollen 
erhalten bleiben. Für den Zugang zur weiterführenden Bildung, wozu auch die teilweise 
mit Klasse 3 beginnenden Spezialschulen und -klassen für besondere Begabungen zu rech­
nen sind, soll neben den Schulleistungen statt der ideologischen Zuverlassigkeit nunmehr 
der Elternwille ausschlaggebend sein. Haben bisher nur ca. 15 % des Altersjahrgangs das 
Abitur auf direktem Wege erworben, um einen der knappen - nach volkswirtschaftlichem 
Bedarf zentral geplanten und mit einem Stipendium versehenen - Studienplätze zu erhal­
ten, so sollen Abiturientenquote und Studentenzahlen künftig erheblich ausgeweitet wer­
den. Entfallen ist bereits die Garantie, nach Ausbildungs- bzw. Studienabschluß einen 
qualifikationsgemäßen Arbeitsplatz zu erhalten. Dies bedeutet massive Umstellungen auch 
für die bishenge Berufsausbihfung, die - durch eine Verbindung von kommunalen und Be­
triebsberufsscliulen mit betrieblicber Ausbildung in LehrwerkStätten, aber auch direkt in 
den Arbeitsprozessen - nach dualem Muster verlief. 
Anhang 2 
Stundentafel der zehnklassigen allgemeinbildenden polytechnischen 
Oberschule der DDR (POS) . 
Fach Klasse 1 2 3 4 5 6 7 8 9 
1.H. 2. H 
10 
3 
3 
4 
3 
1 
2 
2 
2 
5 
(2) 
(-) 
(3) 
2 
2 
1 
2 
32 
2/3* 
34 
bzw. 
35 
Deutsch 11 
Russisch 
Mathematik 5 
Physik 
Astronomie 
Chemie 
Biologie 
Geo�raphie 
Wer unterricht 
Schul garten-
unterricht 
Pol ytechni-
scher Unterricht 
Klassen 7-10, 
davon 
10 
5 
12 
6 
14 
6 
14 
6 
2 
7 
6 
6 
2 
2 
2 
6 
5 
6 
3 
2 
2 
2 
5 
3 
6 
2 
2 
1 
2 
4 
4+1 
3 
4 
2 
4 
2 
2 
4 
4 
3 
5 
3 
2 
2 
1 
5 
Einführun� in 
die sozia isti-
sche Produktion 
Technisches 
Zeichnen 
Produktive 
Arbeit 
Geschichte 
Staatsbürger-
kunde 
Zeichnen 1 
Musik 1 
Sport 2 
1 
1 
2 
1 
1 
2 
1 
2 
2 
2 
1 
3 
1 
1 
1 
3 
2: 
1 
1 
3 
(1) 
(1) 
(2) 
2 
1 
1 
1 
2 
(1) 
(1 ) 
(2) 
2: 
1 
1 
1 
2 
(2) 
c-) 
(3) 
2 
1 
1 
, 
2 
21 
Fakultat. Unterricht 
Nadelarbeit 
2. Fremdsprache (ElF) 
21 24 27. 29 
(Wahlunterricht) 
31 33 32 
3 
32+1 
3 
32 
3 
Wochenstunden 21 21 24 27 30 32 33 35 35+1 35 
insgesamt 
bis zu 
Quelle: Die Deutsche Demokratische Re�blik. Jubiläumsausgabe 1984. 
Bibliographisches Institut, Leipzig 1984, S. 482 (nach: 
bildung konkret 2/1990, S. 7) 
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Anhang 3 
Stundentafel der erweiterten Oberschule der DDR (EOS) 
Klasse 11 Klasse 12 
1. Schul- 2. Schul- 1. Schul- 2.Schul-
halbjahr halbjahr halbjahr halbjahr 
Obligatorischer 
Unterricht 
Deutsche Sprache 3 4 
und Li teratur 
Russisch 5 3 3 5 
2. Fremdsprache 3 2 3 4 
MathematIk 5 5 
Physik 3 3 
Chemie 2 3 
Biologie 2 3 
Geographie 2 
Geschichte 3 
Staatsbürgerkunde 1 2 
Sport 2 2 
31 28 28 31 
Wahlweise obligatori-
scher Unterricht 
Wissenschafts-
prakt.i sche Arbei t 4 4 
Kunsterziehung 
oder Musik 
32 33 33 32 
Fakultativer Unterricht 
bis zu 3 3 
Wochenstunden insgesamt 
bis zu 35 36 36 35 
Quelle: Die Deutsche Demokratische Re�blik. Jubiläumsausgabe 1984. 
Bibliographisches Institut, Leipzig 1984, S. 482 (nach: 
bildung konkret 2/1990, S. 7) 
1 
Tabelle A: Kindergarten nach Ländern
Betreute Versorgungs-Gruppen Frequenz 
Land Kinder grad 
Berl in 63 500 3 600. 17,9 967 
Brandenburg 132 900 8 750 15,2 945 
Mecklenburg 106 600 6 950 15,3 930 
Sachsen/Anh. 133 200 8 800 15,1 936 
Sachsen 211 100 13 400 15,8 933 
Thüringen 117 000 7 800 15,1 945 
Gesamt 764 400 49 200 15,5 940 
1 Gerundete Zahlen 
Quelle: nach Berechnungen von W. Nixdorff/I. Dietrich, APW 
1 
Tabelle B: Oberschulen nach Ländern
Schüler Klassen- Frequenz Absolventen 
Land 1. -10.Kl. anzahl 
Berl in 141 100 6 400 22,2 10 700 
Brandenburg 329 600 15 600 21,1 25 600 
Mecklenburg 274 800 12 600 21,8 20 800 
Sachsen/Anh. 338 700 16 600 20,4 27 900 
Sachsen 554 900 25 700 21,6 44 700 
Thüringen 298 600 14 400 20,8 25 100 
Gesamt 1 937 900 91 200 21,2 154 700 
1 Gerundete Zahlen 
Quelle: nach Berechnungen von W. Nixdorff/I. Dietrich, APW 
1 Tabelle C: Erweiterte Oberschulen nach Ländern
Schüler Klassen- Frequenz Abiturienten 
Land 11.+12.Kl. anzahl 
Berl in 2 560 125 20,4 1 630 
Brandenburg 5 200 290 17,9 3 040 
Mecklenburg 4 320 250 17,3 2 480 
Sachsen/Anh. 6 900 380 18,4 3 830 
Sachsen 10 600 580 18,4 6 030 
Thüringen 5 060 280 18,1 2 840 
Gesamt 34 720 1 900 18,3 19 850 
1 Gerundete Zahlen 
QueLLe: nach Berechnungen von W. Nixdorff/I. Dietrich, APW 
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Anhang 4 Statistische Eckdaten zum Bildungswesen der DDR 
Quelle für Tabellen A bis F: Renschel, D.; Wolter, W.: Bildungs­
ökonomische Probleme und Rahmenbedingungen für eine Reform des 
Bildungswesens der DDR (= Bilduniswesen aktuell 2/1990 vom 
8.3.90). Berlin: Akad. d. Päd. WISS. d. DDR, Zentralstelle für 
päd. Inform. u. Dok., 1990, S. 20-22 
15 
1 Tabelle 0: sonderschulen und Hilfsschulen nach Ländern
Schüler Klassen- Vorzeitige2 FrequenZ Land 1.+10.Kl. anzahl Abgänger 
Berlin 5 690 620 9, 2 860 
Brandenburg 10 340 1 100 9,4 1 890 
Mecklenburg 9 230 950 9, 7 1 560 
Sachsen/Anh. 11 650 1 250 9, 3 2 070 
Sachsen 14 790 1 650 9,0 3 320 
Thüringen 9 260 960 9,6 1 870 
Gesamt 60 100 6 520 9,4 11 600 
1 2 Gerundete Zahlen - Vorzeitige Abgänger, die das Ziel der 
8. Klasse erreichten sowie der Klassen 9 und 10 
Quelle: Nach Berechnungen von W. Nixdorff, APW 
1 Tabelle E: Berufsausbildung nach Ländern
Einrich- Lehr- Grund- Haushalts-
Land Lehrl inge tungen kräfte mittel ausgaben 2 Schulen BAK Theo- Pra- Mio M Mio M 
rie xis 
Berl in 25 800 42 29 1180 2290 45 380 44 280 
Brandenburg 54 820 174 141 2940 4870 94 600 205 040 
Mecklenburg 48 240 127 114 2310 3925 87 700 125 080 
Sachsen/Anh.68 010 181 153 3150 5670 133 100 206 870 
Sachsen 104 240· 276 203 4810 8425 208 290 275 200 
Thüringen 58 180 165 109 2910 4950 82 030 173 600 
Gesamt 259 290 965 749 17300 29830 651 100 1030 070 
� Gerundete Zahlen 
BAK: Betriebsakademien 
Quelle: Nach Berechnungen von D. Burkhardt, ZIB 
Tabelle F: Hochschulwesen nach Ländern in % von DDR (Stand 1988) 
Ein- Stu- Tei ln. Ar-. Hoch- Grund- Wohn- Haus-
rich- die- 1 Wei- beits- schul- mit3 pl�t- halts-Land tun- rende ter- kräfte lehrer tel ze aus-
gen bild. gaben 
Berlin 13,0 19, 7 24,5 14, 2 17, 9 18, 7 11, 8 18, 4 
Branden-
burg 7,4 4, 4 2, 6 3, 3 4,7 2, 5 5, 3 2, 6 
Mecklen-
2 burg 9, 3 9, 5 10,3 14,7 11,6 10,6 11,5 13,4 
Sachsen/ 
Anhalt 18,5 14,9 14,8 18, 1 15,6 17,0 18,6 16, 4 
Sachsen 40,7 41, 3 37,8 35 2 39 3 37, 9 41,1 35,6 
Thüringen 11, 1 10, 2 10,1 14:5 10:8 13,3 11,6 13,5 
1 2 Studierende in den Hauptstudienfächern - Ohne PH Neubrandenburg 
3 - 4 Bruttowert Verfügbare Wohnplätze 
Quelle: nach Berechnungen von H. Vogel, ZHB 
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Anhang 5 
Anschriften der DDR-Bildungsvexwaltung 
Ministerrat der DDR 
Klosterstraße 4 7  
Berlin 1020 
Tel. 233 39 41 - Tlx. 1152-411 
Ministerium flir Arbeit und Soziales 
F.-Schmenkel-Straße 17 -23 
Berlin 1157 
Tel. 5 09 13 19 - Tlx. 113 274 
. Ministerium flir Bildung und Wissenschaft 
Marx-Engels-Platz 2 
Berlin 1020 
Tel. 233 48 9 6  - Tlx. 1152-415 
Ministerium flir Familie und Frauen 
Rathausstraße 3 
Berlin 1020 
Tel. 233 42 41 - Tlx. 1152-3 63 
Ministerium flir Forschung und Technologie 
Köpenicker Straße 325 a 
Berlin 1170 
Tel. 6 57 60 - Tlx. 113 071/113 073 
Ministerium flir Jugend und Sport 
Mohrenstraße 6 
Berlin 1086 
Tel. 23217 71 - Tlx. Ü. 1152- 411 
Ministerium flir Kultur 
Molkenmarkt 1 -3 
Berlin 1020 
Tel. 2 33 40 10 - Tlx. 1152-300  
Ministerium für Medienpolitik 
Otto-Grotewohl-Straße 19 b 
PSFI326 
Berlin 1086 
Tel. 2 32 99 23 - Tlx. Ü. 1152-301 
17 
18 
Statistisches Amt der DDR 
Hans-Beimler-Straße 7 0-7 2  
Berlin 10 26 
Tel. 23 50 - TIx. 114 87 2/114 87 6 
Akademie der P ädagogischen Wissenschaften der DDR 
Otto-Grotewohl-StraBe 11 
Berlin 1080 
Tel. 230 
Akademie der Wissenschaften der DDR 
Otto-Nuschke-StraBe 22/23 
Berlin 1086 
Tel. 2 0 7 00  - TIx. 114 4 26 
Hochschule für Recht und VelWaltung 
August-Bebel-StraBe 89 
P otsdam-Babelsberg 1590 
Tel. 7 67 01 - TIx. 115 508 
Zentralinstitut für Berufsbildung der DDR 
Reinhold-Huhn-StraBe 5 
Berlin 1086 
Tel. 2 20 84 00 
Zentralinstitut für Information und Dokumentation der DDR 
Köpenicker StraBe 80/82 
Berlin 10 20 
Tel. 2 39 13 63 
Quelle: Beyer, Hans-Joachim (Hrsg.): Handbuch der DDR-Betriebe. 
Köln: Deutscher Institut-Verlag, 1990 , S. 40, 41 , 43 , 63, 64 
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